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Es ist ein wahnsinnig schönes Gefühl
Von Kai Christ, Landesvorsitzender der GdP Thüringen

Es ist ein wahnsinnig schönes 
Gefühl für einen Landesvorsitzen-
den der Gewerkschaft der Polizei in 
Thüringen, am 4. 10. 2016 mit zehn 
Kollegen zusammen die Anwärter 
des 2016er-Jahrgangs für den ge-
hobenen und mittleren Polizeivoll-
zugsdienst begrüßen zu dürfen. Mit 
Fachkompetenz zu gewerkschaft-
lichen, polizeilichen, ausbildungs-
spezifischen und versorgungsrecht-
lichen Fragen konnten die zur 
Begrüßung angereisten Kollegen 
alle gestellten Fragen beantworten 
und viele junge Anwärterinnen und 
Anwärter für die GdP Thüringen 
und damit für die GdP an sich ge-
winnen. 155 Einstellungen, davon 
113 im Polizeianwärterlehrgang, 
zwölf in den Sportfördergruppen 
und 30 für das Bachelorstudium. 
Alle waren am Informationsange-
bot der GdP und des Polizeisozial-
werkes Sachsen-Thüringen interes-
siert. 

Naturgemäß ist es unmöglich, je-
den für die Ideen einer Gewerk-

schaft zu überzeugen. Das ist sehr 
schade, da wir bekanntlich jede 
einzelne Kollegin und jeden einzel-
nen Kollegen brauchen, um die 
Stimme der GdP auch weiterhin mit 
Fug und Recht für die Belange un-
serer Kollegen in der Schutz-, Kri-
minal- und Bereitschaftspolizei, aus 
der Verwaltung und im Tarifbereich 
erheben zu können. 

Ich bin mir gerade nicht sicher, 
ob ich über „ACAB“ und die Frak-
tionsvorsitzenden der Parteien, die 
die Thüringer Landesregierung 
stellen, etwas schreiben soll oder es 
besser lasse. Na ja, ihr kennt mich. 
Es geht um ein bearbeitetes Foto, 
welches die drei Fraktionsvorsit-
zenden zeigt und bei dem am rech-
ten unteren Bildrand diese unter 
uns Polizisten so verhassten vier 
Buchstaben eingefügt wurden. Wa-
rum schreit die GdP nicht auf bei so 
einer „Ungeheuerlichkeit“, wurde 
ich gefragt. Die GdP hat bewusst 
nicht kritisiert, aus verschiedenen 
Gründen, 
1. �Ich habe das Bild einige Tage vor 

dem 4. 9. irgendwo in den sozia-
len Netzwerken schon gesehen 
und dieser unauffällige Schrift-
zug ist mir nicht einmal aufgefal-
len.

2. �Haben mir zwei Fraktionsvorsit-
zende persönlich zugesichert, 
dass sie nicht hinter der Aussage 
dieser vier Buchstaben stehen.

3. �Ich und auch die GdP Thüringen 
gestehen jedem Gegenüber min-
destens einen Fehltritt zu (in der 
Hoffnung, dass gilt andersherum 
genauso).
Die Fehlerkultur innerhalb der 

Thüringer Landesregierung lässt 
aus meiner Sicht jedoch etwas zu 
wünschen übrig, das geht hin bis zu 
unseren Ministerpräsidenten.

ACAB steht für All Cops Are Bas-
tards und für sonst nichts. Niemand 
sollte versuchen, dies ins Lächerli-
che zu ziehen. Es ist und bleibt eine 
Aussage, die im Zusammenhang 
mit Vertretern unserer Landesre-

gierung nicht wieder getroffen 
werden darf. Diese Forderung hat 
die GdP aufgestellt und wir werden 
Veröffentlichungen der Thüringer 
Landesregierung und ihrer Mitglie-
der speziell in Bildform in Zukunft 
noch kritischer betrachten. Das ei-
nige Mitglieder der Thüringer Lan-
desregierung und einige Abgeord-
nete des Thüringer Landtages die 
Thüringer Polizei einfach nicht in 
ihren Herzen tragen, ist uns klar, 
wir wissen das. Aber, sie sind wie 
wir diesem Land verpflichtet und 
da gehört es dazu, respektvoll mit-
einander umzugehen. Wir garantie-
ren die Innere Sicherheit dieses 
Landes, sie sind in der Pflicht, alles 
dafür zu tun, dass wir das können, 
ob es ihnen gefällt oder nicht!

Eigentlich wollte ich nicht so viel 
dazu schreiben, ich glaube aber, es 
ist wichtig für Euch zu wissen, war-
um wir nicht medial unser Unver-
ständnis deutlich gemacht haben.

Zum Abschluss dieser Kolumne 
komme ich zurück auf den 4. 9. 
2016 und die Tage davor und da-
nach. Es laufen Einstellungsge-
spräche in der Thüringer Polizei, 
Bürosachbearbeiter sollen einge-
stellt werden, wir drücken allen Be-
werberinnen und Bewerbern von 
hier aus die Daumen und freuen 
uns darauf, sie bald in den Reihen 
der Thüringer Polizei begrüßen zu 
dürfen. Die GdP zusammen mit un-
serer Tarifkommission ist jederzeit 
Ihr Ansprechpartner bei Fragen 
rund um Ihre neue Aufgabe. 

Und jetzt darf ich etwas wirklich 
Schönes tun: Ich begrüße auf das 
Herzlichste 150 neue Mitglieder in 
der GdP Thüringen. Sie/Ihr habt 
eine richtige und gute Entschei-
dung getroffen, die Kreisgruppe 
Aus- und Fortbildung wird für zwei 
bzw. drei Jahre Ihrer/Eure betreu-
ende Kreisgruppe sein. Die GdP 
Thüringen freut sich auf eine inten-
sive Zusammenarbeit mit Ihnen/
Euch. 

Euer Landesvorsitzender
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EuGH kippt Höchstalter für Einstellung
Luxembourg (wg). Eine Vorschrift, 

nach der Polizeibeamte bei der 
Einstellung nicht älter als 30 Jahre 
alt sein dürfen, ist unwirksam. Dies 
entschied der Europäische Gerichts-
hof (EuGH). 

Der Kläger hatte gegen eine Be-
kanntmachung der spanischen Stadt 
Oviedo geklagt, die das Auswahlver-
fahren für Stellen bei der Polizei be-
traf. Als Voraussetzung für die Stelle 
war unter anderem genannt, dass der 
Bewerber nicht älter als 30 Jahre sein 
dürfe. Der Kläger sah sich durch die-
ses Kriterium diskriminiert. 

Die beklagte Stadt hatte dem ent-
gegengehalten, dass die Altersgrenze 
dem geltenden Recht in der Autono-
men Gemeinschaft Asturien entspre-
che. Außerdem habe der EuGH eine 
solche Altersgrenze bereits in einer 
ähnlichen Rechtssache, die den Zu-
gang zum feuerwehrtechnischen 
Dienst in Deutschland betroffen habe, 
gebilligt. Das spanische Verwaltungs-
gericht, das über den Fall zu entschei-
den hatte, legte dem EuGH die 
Rechtsfrage vor, ob die Bekanntma-

chung bzw. Recht der Autonomen 
Gemeinschaft Asturien gegen die 
Diskriminierungsrichtlinie der EU 
(Richtlinie 2000/78/EG) verstößt. 

Der EuGH entschied nun, dass ein 
Höchstalter von 30 Jahren für Stellen 
bei der Polizei unverhältnismäßig ist und 
deshalb gegen die Richtlinie 2000/78/
EG verstößt. Es liege eine unmittelbar 
auf dem Alter beruhende Ungleichbe-

handlung vor. Der EuGH räumt in der 
Entscheidung zwar ein, dass einige der 
Aufgaben der Polizei eine gewisse kör-
perliche Fitness verlangen, wie etwa 
der Schutz von Personen und Sachen, 
Festnahmen von Straftätern sowie prä-
ventiver Streifendienst. Die körperliche 
Verfassung hänge aber nicht zwingend 
mit dem Lebensalter zusammen. Eine 
diskriminierungsfreie Auswahl von Be-
werbern dürfe deshalb an die körperli-
che Fitness, nicht aber an ein gewisses 
Lebensalter anknüpfen. 

Die vorliegende Entscheidung des 
EuGH macht wieder einmal den Wert 
der Diskriminierungsrichtlinie klar: 
Viele Regelungen basieren nicht auf 
sachlichen Erwägungen. Entschei-
dend für die Tätigkeit als Polizist ist 
sicher, dass man über eine gewisse 
Fitness verfügt – dies hat aber mit 
dem Alter nichts zu tun. 

Es mag ein gewisser Zusammenhang 
bestehen, nach dem die körperliche 
Leistungsfähigkeit im Alter abnimmt, 
dieser ist aber nicht verallgemeine-
rungsfähig und gilt erst recht nicht in 
jedem Einzelfall. Die Richtlinie zwingt 
den Gesetzgeber, bei der Normsetzung 
gedanklich klar zu argumentieren und 
nicht überkommene Stereotype zu ver-
festigen.

Auch in Deutschland bestehen noch 
viele Regelungen, die bei der Einstel-
lung an das Lebensalter anknüpfen 
und eine Höchstgrenze vorsehen. 
Nach der Entscheidung des EuGH 
vom 13. November 2014 stehen diese 
auf der Kippe, der Gesetzgeber ris-
kiert Schadensersatzklagen. Es ist zu 
erwarten, dass das Urteil noch eine er-
hebliche Wirkung entfalten wird.

Die vorliegende Entscheidung des 
EuGHs zeigt auf, dass die Regelungen 
der Thüringer Laufbahnverordnung für 
den Polizeivollzugsdienst (ThürLbVO-
Pol) nicht auf sachlichen Erwägungen 
basieren, sondern auf Ungleichbehand-
lungen der Bewerber. Leider riskiert das 
Thüringer Ministerium für Inneres und 
Kommunales (TMIK) trotz sinkender Be-
werbungszahlen weiter Schadensersatz-
klagen. Es ist Zeit zum Handeln, sieht 
die GdP das Ministerium in der Pflicht!
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MP berät mit Gewerkschaften

Für die große Runde gab es im Vor-
feld abgestimmte Themen. Für den 
Polizeibereich ging es um das Thema 
„Gute Arbeit“ im Sinne des demogra-
fischen Wandels, die Novellierung 
des Thüringer Personalvertretungs-
gesetzes, Einstellungszahlen, Regel-
beförderung mit Personalentwick-
lung und übergreifend die Aussetzung 
des Stellenabbaufades. 

Beim demografischen Wandel ging 
es der GdP vor allem um altersge-
rechte, attraktive Arbeitsbedingun-
gen, jedoch mit dem informatorischen 
Blick auf die Rentenpolitik, insbeson-
dere die Vermeidung von Altersar-
mut. Die Frage steht vor allem, ob ein 
Tarifbeschäftigter der unteren Ein-
kommensgruppen, im Polizeibereich 
vor allem mit Entgeltgruppe 5 oder 
niedriger, noch ohne weitere finanzi-
elle Zuschüsse seinen Lebensabend 
nach dem Eintritt in den Ruhestand 
leben kann. 

Gleiches gilt für den Beamtenbe-
reich, wenn die Pensionierung im mitt-
leren Dienst im Eingangsamt oder im 
ersten Beförderungsamt erfolgt. Inter-
essant ist in diesem Zusammenhang 
die Rechtsprechung des Hessischen 
Landesarbeitsgerichtes, wonach Wach-
polizisten mit der Entgeltgruppe 9 zu 
vergüten sind. Nun geht die GdP der 
Frage zur Vergleichbarkeit für Beamte 
des mittleren Dienstes nach und prüft 
das Urteil. Parallel dazu soll die Lan-
desregierung nicht aus ihrer Verant-
wortung für eine sachgerechte Besol-
dung der Polizei- und Justizvollzugsbe-
amten entlassen werden.

Staatssekretär Götze stieg zu dem 
Thema Erhöhung der Einstellungszah-
len bei Polizei und Justizvollzug und 
zur Einführung der Regelbeförderung 
bei der Thüringer Polizei gleich tiefer 
ein. Er will diese Themen nach der Be-
förderungsrunde mit hoher Priorität an-
gehen. Ein weiteres Verbändegespräch 
im Bereich Polizei/Justiz wurde verein-
bart und terminiert, sodass eine intensi-
vere Befassung möglich wird.

Zur Erstellung eines Personalent-
wicklungskonzeptes in Polizei und 

Justiz gab es leider keine weiteren 
Aussagen, außer dass dieses benötigt 
wird. Auch dieses Thema wird die 
GdP bei dem neuen Termin erneut 
ansprechen und als Grundlage der 
künftigen Personalentscheidungen 
fordern. 

Für die Gewerkschaften ist der von 
der Landesregierung geplante und 
weiter forcierte Stellenabbau in der 
Landesverwaltung von herausragen-
der Bedeutung. Ministerpräsident 
Bodo Ramelow gab sehr deutlich zu 
verstehen, dass der Stellenabbau 
weiter erfolgen wird. Finanzministe-
rin Heike Taubert hatte dazu die ak-
tuellen Zahlen bereitgestellt und will 
diese auch den Gewerkschaften zur 
Verfügung stellen. Die GdP wird die 
Zahlen der Finanzministerin genau 
prüfen. Bisher war es leider immer so, 
dass von unterschiedlichen Zahlen 
gesprochen wurde. 

Die Landesregierung spricht gern 
von den Haushaltszahlen. Laut Lan-
deshaushalt könnte die Thüringer Po-
lizei über 6300 Polizeivollzugsbeamte 
haben. Von den Stellen wird 2016 
und 2017 auch keine gestrichen. Das 

bedeutet für die Landesregierung, 
dass der Stellenabbau bei der Polizei 
gestoppt ist. 

Die GdP dagegen spricht von den 
tatsächlich vorhandenen Polizeibeam-
tinnen und -beamten und das sind der-
zeit kaum mehr als 5900. Fast 200 Poli-
zeibeamte gehen dieses Jahr in Pension, 
sind noch vor ihrer Pensionierung ver-
storben oder haben die Thüringer Poli-
zei aus anderen Gründen verlassen. 
Dem stehen 2016 gerademal 87 Polizei-
beamtinnen und -beamte gegenüber, 
die ihre Ausbildung erfolgreich abge-
schlossen haben und in den aktiven 
Dienst gehen. Damit wird sich die Zahl 
der aktiven Polizeibeamten auch 2016 
erneut deutlich verringert haben. Der 
Personalabbau geht unvermindert wei-
ter und ist auch mit den im Jahr 2015 
und 2016 erhöhten Einstellungszahlen 
(155 statt 125) nicht zu verhindern. 

Man darf also gespannt sein, ob die 
Landesregierung den Unterschied 
zwischen Stellen im Haushalt und tat-
sächlich vorhandenen Beamtinnen 
und Beamten begriffen hat oder wei-
ter mit Potemkinschen Dörfern arbei-
tet. Bei Wikipedia heißt es dazu: „Als 
Potemkinsches Dorf wird etwas be-
zeichnet, das fein herausgeputzt wird, 
um den tatsächlichen, verheerenden 
Zustand zu verbergen. Oberflächlich 
wirkt es ausgearbeitet und beeindru-
ckend, es fehlt ihm aber an Subs-
tanz.“ Die GdP vertritt jedoch Mit-
glieder in einer realen Welt.

MP Bodo Ramelow (li.) im Gespräch� Foto: Gäbler

Erfurt (wg). Am 6. September 2016 waren der Vorsitzender und ein 
Stellvertreter der GdP zu einem Verbändegespräch in die Staatskanzlei 
eingeladen. Neben Ministerpräsident Bodo Ramelow waren die Finanzmi-
nisterin, die Sozialministerin und der Wirtschaftsminister anwesend. Aus 
den anderen Ressorts erschienen die Staatssekretäre, so für den Innenbe-
reich Staatssekretär Udo Götze. 
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Abschied und Neuwahl im Vorstand
Erfurt (wg). Nach der Amtsüber-

nahme als Bürgermeister von 
Leinefelde-Worbis hat Marko Grosa 
sein Amt als stellv. Schriftführer im 
geschäftsführenden Landesvorstand 
der GdP Thüringen niedergelegt. Als 
Nachfolger im Amt des stellv. 
Schriftführers wurde vom Landes-
vorstand mit großer Mehrheit 
Daniel Braun aus der Kreisgruppe 
Nordthüringen gewählt.

Am 23. September 2016 fand in der 
Geschäftsstelle der GdP die turnus-
mäßige Landesvorstandssitzung statt. 
Auf der Tagesordnung stand neben 
der üblichen Protokollbestätigung 
und Informationen aus den Kreis-
gruppen auch die Verabschiedung 
von Marko Grosa. Dieser hatte am  
5. Juni 2016 in der Stadt Leinefelde-
Worbis die Wahl zum Bürgermeister 
gewonnen. Dabei erhielt Marko Gro-
sa, welcher für die CDU angetreten 
war, von insgesamt 5954 Wählerstim-
men genau 3948 Stimmen. Dieses be-
deutet im ersten Wahlgang 66,3% al-
ler Stimmen und ein herausragendes 
Wahlergebnis mit einer sehr guten 
Ausgangsbasis, die erfolgreiche Ar-
beit für die Stadt Leinefelde-Worbis 
unter maßgeblicher Verantwortung 
aufzunehmen. Dafür gratulierte die 
GdP Marko nochmal herzlich und 
wünschte ihm in seinem neuen Amt 
das glückliche Händchen, die richti-
gen Entscheidungen zu treffen. 

Mit der Amtsübernahme trat Marko 
Grosa aus dem Geschäftsführenden 
Vorstand der GdP Thüringen zurück 
und wurde herzlich verabschiedet. Als 
Highlight bekam er ein Buch mit sei-
nen Artikeln in der „Deutschen Poli-
zei“, welche er als ehemaliger Landes-
vorsitzender verfasst hatte. In seinem 
kurzen Statement gab Grosa an, wei-
ter für und im Sinne der GdP zu stehen 
und, dass er für Rat und Tat immer Zeit 
finden wird.

Dieser Rücktritt hatte nun die 
Nachwahl eines stellvertretenden 
Schriftführers im Landesbezirksvor-
stand zur Folge. Mit überwältigender 
Mehrheit und damit großem Vertrau-
ensvorschuss erfolgte die Wahl von 
Daniel Braun aus der Kreisgruppe 
Nordthüringen. Herzlichen Glück-
wunsch und viel Erfolg bei der weite-
ren Vorstandsarbeit. Er engagiert sich 

seit mehreren Jahren in der JUNGEN 
GRUPPE der GdP Thüringen und in 
der Kreisgruppe Nordthüringen. In 
der Landespolizeiinspektion Nord-
hausen ist er als Personalratsmitglied 
ganz vom Dienst freigestellt.

Im Laufe des Tages gab es dann die 
Ausführungen des Landesvorsitzen-
den zu den wichtigsten gewerk-
schaftlichen Ereignissen und den In-
formationen aus der Landespolitik. 
Als Schwerpunkt stehen die Neuwer-
bungen bei den Neueinstellungen 

Marko Grosa erhält sein Abschiedsgeschenk

Der Landesvorsitzende gratuliert Daniel Braun � Fotos: Gäbler

von Polizeimeister-anwärterinnen/-
anwärtern und Polizeikommissar-
anwärterinnnen/-anwärtern 2016 in 
Meiningen vor der Tür. Dabei kommt 
es nicht nur darauf an, die jungen 
Kolleginnen und Kollegen als GdP-
Mitglieder zu werben, sondern auch, 
sie während ihrer gesamten Ausbil-
dung vor Ort zu betreuen. Auf diesem 
Gebiet leistet die Kreisgruppe Aus- 
und Fortbildung um ihre Vorsitzende 
Karen Christ seit Jahren hervorragen-
de Arbeit. 
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Porzellan trifft Mittelalter

Vor der Leuchtenburg

Ein spannender Wechsel aus 
Altem und Neuem erwartete die 
Besucher und auch uns als Senio-
rengruppe auf der Leuchtenburg. Es 
war nicht nur eine in ihrer Ursprüng-
lichkeit fast vollständig erhaltene 
Mittelalterburg zu erkunden, 
sondern auch die faszinierenden 
„Porzellanwelten“ zu bestaunen.

Errichtet auf dem 400 m hohen 
Lichtenberg, grüßt die Leuchtenburg 
als „Königin des Saaletals“ weit ins 
thüringische Land. Möglicherweise 
erklärt sich daraus der Name Leuch-
tenburg – als weithin leuchtende 
Burg. Der Bau der Leuchtenburg geht 
auf das fränkische Geschlecht der 
Herren von Auhausen aus der Ge-
gend um Nürnberg zurück. 

Die erste urkundliche Erwähnung 
der Leuchtenburg ist auf den 15. April 
1221 datiert, ein Hartmann von 
Leuchtenburg schlichtete einen ein-
fachen Rechtsstreit. Bei der Anlage 
der Burg orientierte man sich an den 
natürlichen Gegebenheiten des Fels-
plateaus. Auf dem höchstgelegenen 
Teil entstand die Hauptburg mit Berg-
fried, Wohnhaus und Wehranlage 
und auf dem darunter liegenden Ter-
rain die Vorburg mit Wirtschaftsräu-
men und Stallungen. Der nach allen 
Seiten steil abfallende Bergkegel bil-
dete einen natürlichen Schutz vor An-
greifern. Von den ersten Burgbauten 
hat sich nur der steinerne Bergfried 
erhalten. Mit 30 m Höhe, einem 
Durchmesser von 8,65 m und einer 
Mauerstärke von bis zu 2,40 m domi-
niert er bis heute die Burganlage und 
ist zu ihrem Wahrzeichen geworden.

Von 1336 bis 1700 war das Amt 
Leuchtenburg hier eingerichtet. Steu-
ern wurden eingetrieben. Die Leuch-
tenburg wurde Gefängnis, eine dunk-
le Epoche. 1724 bis 1871 inhaftierte 
man hier 5200 Menschen. Rechts-
streitigkeiten wurden geklärt, aber 
auch Todesurteile und Folterungen 
wurden ausgesprochen und ausge-
führt. Als Zucht-, Armen- und Irren-
haus war die Leuchtenburg ein ge-
fürchteter Ort. In der Neuzeit wurden 
die Zuchthausbauten umgebaut und 
als Jugendherberge, Gastwirtschaft 
und Hotel genutzt.

Eine besondere Rolle war der 
Leuchtenburg in der DDR zugedacht. 
Durch die Volkspolizei wurde sie als 

Internierungslager für Ausländer im 
Verteidigungsfall geplant. Noch ei-
nen Schritt weiter ging das MfS. Es 
plante die Nutzung der Leuchtenburg 
als Internierungslager für Andersden-
kende. Das kam allerdings erst nach 
der Wende durch die Aufarbeitung 
der Stasi-Unterlagen ans Licht.

Als Gruppe haben wir dann an ei-
ner Führung teilgenommen. In den 
Porzellanwelten erlebten wir eine 
sinnliche Reise rund um das Porzel-
lan. Wir streiften durch Urwälder und 
in ferne Länder, bestaunten Wunder-
kammern, experimentierten in einer 
Alchimistenküche und nahmen Platz 
an reich dekorierten fürstlichen Ta-
feln.

Mit 7,90 m Höhe steht hier die 
größte aus Porzellan bestehende Vase 
der Welt und daneben das weltkleins-
te Pendant. Wir sahen Ming-Porzel-
lanstücke des 1558 gesunkenen Han-
delsschiffes „Espardarte“. Auch aus 
unserer Zeit waren sehr schöne Stü-
cke aus weißem Porzellan zu sehen.

Zum Abschluss durfte jeder von 
uns einen persönlichen Wunsch auf 
einen weißen Porzellanteller schrei-
ben, um ihn dann vom 20 m langen 
Skywalk der Wünsche zu werfen. 
Scherben bringen ja bekannterma-
ßen Glück! Den Tag ließen wir mit ei-
nem zünftigen Essen in der Burg-
schänke ausklingen.

Marena Jödicke Die größte Porzellanvase der Welt� Foto: Autor
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Eine Reise in den Harz
Diesmal stand bei den Senioren der 

Kreisgruppe Erfurt ein Ausflug ganz 
anderer Art an. Wir fuhren in den 
schönen Harz. 

Im Harz gibt es viele Ecken die se-
henswert sind, zum Beispiel Wernigero-
de mit seiner wunderschönen Altstadt 
oder auch die Rappbode-Talsperre. Dort 
gibt es Attraktionen wie die Staumauer 
hinabklettern oder auf einer Matte lie-
gend über die Talsperre schweben. 
Auch der Hexentanzplatz und der Bro-
cken sind begehrte Ausflugsziele.

Aber uns zog es nach Hasselfelde, in 
die Pullman City. Auf einem Areal von 
200 000 qm, unweit vom Brocken mitten 
im Nationalpark Harz, liegt Deutsch-
lands größte Westernstadt. Hier wird 
man in den Wilden Westen des 19. Jahr-
hunderts zurückversetzt.

Pullman City bietet ein energiegela-
denes Unterhaltungsprogramm mit 
stündlich wechselnden Shows. Ob zu 
Pferd, mit Pfeil und Bogen, Cowboy � Foto: Autor

oder Indianer, Nord- und Südstaatler, 
Trapper oder Farmer, für alle war es ein 
unvergesslicher Besuch mit viel Spaß.

Tiergehege, Abenteuerspielplätze 
und auch die Nachbildung der Bewoh-
ner aus dieser Zeit waren für uns ein Er-
lebnis. Der interessierte Besucher kann 
in Pullman City Harz unter anderem die 
verschiedenen Aspekte amerikanischer 
Besiedlungsge-
schichte in Muse-
en besichtigen. 
Die Geschichte 
des weißen Man-
nes erzählt das 
Old Western Mu-
seum, während im 
Mandan-Erdhaus 
und im Haida-
Langhaus mit 
zahlreich ausge-
stellten Expona-
ten ein Einblick in 
die indianische 
Kultur und Ge-
schichte gewährt 

wird. Wer sich aktiv in Pullman City/
Harz betätigen möchte, kann unter an-
derem unter Anleitung im Klondike 
Goldwash Camp nach Gold schürfen 
und vieles mehr. Auch für das leibliche 
Wohl ist hier bestens gesorgt. Pullman 
City ist für Jung und Alt immer eine Rei-
se wert.

Marena Jödicke 

Steuern auf Rente und Pension
Am 13. September 2016 trafen sich 

die Senioren der Kreisgruppe Nordthü-
ringen, um sich vom stellv. Landesvor-
sitzenden der GdP Thüringen, Edgar 
Große, über das Thema Rentenbesteu-
erung informieren zu lassen.

Der Vorstand der Seniorengruppe 
war auf das Thema aufmerksam gewor-
den, nachdem die Seniorengruppe Jena 
sich zu Beginn dieses Jahres schon mit 
dem Thema befasst und darüber in der 
„Deutschen Polizei“ berichtet hatte. 
Rund 50 Senioren meldeten sich auf die 
Einladung des Seniorenvorstandes und 
trafen sich am 13. September 2016 im 
Hotel „Zur Hoffnung“ in Werther bei 
Nordhausen.

Leider war es durch die spätsommerli-
che Hitze auch in dem Tagungsraum ex-
trem warm und rund zwei Stunden 
hochkonzentriert unter diesen Bedin-
gungen den Ausführungen des Referen-
ten zu folgen, verdient höchsten Respekt 
gegenüber den Zuhörern. Der regelmä-
ßige Griff zum Wasserglas war für den 
Referenten und die Teilnehmer uner-
lässlich.

Edgar Große erläuterte zunächst sehr 
anschaulich das Thema Rentenbesteue-
rung. Betroffen sind Pensionäre erst 
dann, wenn sie neben ihrem erdienten 
Ruhegehalt mit mehr als 65 Jahren dann 
auch Anspruch auf Rente haben. Die 
Pension, also die Altersversorgung aus 
dem Beamtenverhältnis heraus, wird 
seit jeher besteuert. Die Rentenbesteue-
rung geht aber auf ein Urteil des Bun-
desverfassungsgerichtes aus dem Jahr 
2002 (Az.: 2 BvL 17/99) zurück. Begin-
nend im Jahr 2005 wurden zunächst 
50% der Rente besteuert, ab dem Jahr 
2040 wird die gesamte Rente besteuert. 
Für die Rentner, die zwischen 2005 und 
2040 erstmals Rente erhalten, gibt es 
Übergangsregelungen.

Das Fazit aus dem Vortrag ist, jeder 
Pensionär sollte nach Eintritt des Renten-
falls mithilfe von PC-Software oder, wenn 
er das nicht kann, mithilfe eines Lohn-
steuerhilfevereins bzw. eines Steuerbera-
ters seine mögliche Steuerschuld berech-
nen lassen. Zukünftig wird mit einer 
verstärkten Prüfung durch das Finanzamt 
zu rechnen sein und bei rückwirkend fest-
gestellter Steuerschuld werden sogar 
noch Zinsen fällig. Durch die Pensions- 

und Rentenerhöhungen der letzten Jahre 
dürften viele Rentner wieder steuerpflich-
tig geworden sein, weil nur der festge-
setzte Freibetrag beim Rentenbeginn 
steuerfrei bleibt. Es handelt sich dabei um 
einen absoluten Betrag und nicht um ei-
nen Prozentanteil. Viele Fragen der Teil-
nehmer zeigten die Aktualität des The-
mas. Einige Teilnehmer hatten bei der 
Steuerfestsetzung 2015 eine deutlich ge-
ringere Steuererstattung als in den Vor-
jahren bekommen. Zum Teil waren vom 
Finanzamt sogar Nachzahlungen gefor-
dert worden. Pauschale Regeln können 
nicht aufgestellt werden, weil die Steuer-
pflicht immer individuell von den jeweili-
gen Einkommensverhältnissen abhängig 
ist und z. B. auch Einkünfte aus Vermie-
tungen und Verpachtungen, Einkünfte 
aus Nebenjobs oder Zinsgewinne zu be-
rücksichtigen sind. Manfred Wendt be-
dankte sich im Namen des Seniorenvor-
standes und der Teilnehmer beim 
Referenten. Viele Senioren verließen sehr 
nachdenklich die Veranstaltung und im 
kleinen Kreis gab es weiteren Diskussi-
onsbedarf. Alle waren sich aber darüber 
einig, dass man das Thema Rentenbe-
steuerung nicht ignorieren sollte. 
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Ballistische Schutzausrüstung in …
… Sachsen

In der sächsischen Polizei hat sich 
in den letzten Jahren und besonders 
in letzter Zeit bezüglich der Be-
schaffung von ballistischer Schutz-
ausstattung einiges getan. Ein be-
sonderer Schwerpunkt ist dabei die 
neue Unterziehschutzweste. Be-
zugsberechtigt ist jeder Polizeivoll-
zugsbeamte, der nachweislich noch 
keine ballistische Unterziehschutz-
weste besitzt, die Weste ein Min-
destalter erreicht hat oder verschlis-
sen und kaputt ist, sowie die Beam-
ten in Ausbildung. 

In dieser neuen Weste ist die Funk-
tion der Schockabsorbtion im Gegen-
satz zu den bisherigen Westen vollflä-
chig, also ohne zusätzlichen Schock-
absorber erbracht. Die Weste hat die 
Schutzklasse 1.

Nicht zuletzt aufgrund der Forde-
rung der Gewerkschaft der Polizei 
Sachsen wird seit 2015 diese neue 
ballistische Unterziehschutzweste auf 
Kosten des Dienstherrn mit Stich-
schutz geliefert. Für vorher ausgelie-
ferte Westen fand entweder eine Aus-
sonderung und Ersatzausstattung 
bzw. eine entsprechende Bedarfsab-
frage und Nachbestellung von Stich-
schutz statt. 

Im Zusammenhang mit den Ter-
roranschlägen von Paris wurden im 
Rahmen eines Antiterrorpaketes bal-
listische Schutzhelme einschließlich 
Schutzbrille sowie 1400 Plattenträ-
ger C 6 beschafft. Diese Plattenträger 
werden den Einsatzkräften der  
Einsatzzüge der Polizeidirektionen 
(Mannausstattung), den Einsatzkräf-
ten des Streifendienstes der Polizei-
reviere (Poolausstattung) und den 
Einsatzkräften der Bereitschaftspoli-
zei (Poolausstattung) zur Verfügung 
gestellt. Der Plattenträger ist mit der 
Schutzklasse 4 zertifiziert.

Torsten Scheller

… Thüringen

Ausgehend von der gegenwärtigen 
Bedrohungslage und den verschärften 
Einsatzlagen wird die Beschaffung 
von ballistischen Schutzwesten mit 
verbesserten Schutzeigenschaften zur 
Gewährleistung eines durchgängig zu 
tragenden Standardschutzes für alle 
Polizeivollzugsbeamten der Thüringer 
Polizei für erforderlich erachtet. Im 
Sinne einer landesweiten Umstellung 
des Schutz- bzw. Ausstattungskon-
zepts im Bereich der Landespolizei 
Thüringen, ist im Rahmen einer euro-
paweiten Ausschreibung die Beschaf-
fung neuer ballistischer Schutzwesten 
im Zeitraum 2016/2017 vorgesehen.  
Bestandteil dieses Vergabeverfahrens 
ist ein vorher ergangener Tragever-
such, bei dem auch die Interessenver-
treter mitbeteiligt werden. Als durch-
gängig im polizeilichen Außendienst 
zu tragende Schutzausstattung, stellt 
die zu beschaffende Schutzweste ei-
nen sinnvollen Kompromiss zwischen 
Schutzwirkung und Trageeigenschaf-
ten dar. Die Gewährleistung für die 
Schutzwirkung der Schutzpakete/
Stichschutz/Schockabsorber muss 
mindestens zehn Jahre betragen. 

Weiterhin sollen dual verwendbare 
Schutzhelme (Schlag-/ballistischer 
Schutz) der Schutzklasse SK1+ als 
persönliche Schutzausrüstung für Be-
amte in den Einsatzeinheiten sowie 
als fahrzeuggebundene Poolvariante 
für die Kräfte des ESD und der KPI in 
gleicher Ausstattungsform zusätzlich 
zum Schlagschutzhelm beschafft 
werden. Der ballistische Schutzhelm 
soll den Kopf des Trägers vor der Ein-
wirkung von Schusswaffen schützen. 
In Abhängigkeit von der Gefähr-
dungsbeurteilung der eingesetzten 
Organisationseinheiten werden die 
ballistischen Eigenschaften des Hel-
mes durch die Anbringung eines bal-
listischen Visiers/Nackenschutzes 
komplettiert oder optional ein Schlag-
schutzvisier und ein Schlagschutzna-
ckenschutz angebracht. Diese Ein-
satzmittel dienen für Einsatzlagen, 
bei denen mit bewaffneten Auseinan-
dersetzungen zu rechnen ist.

Monika Pape

... Sachsen-Anhalt

Jeder Polizeivollzugsbeamte (PVB) 
wurde in der Vergangenheit mit einer 
persönlichen Unterziehschutzweste 
(UZSW) der Schutzklasse (SK) 1 mit 
Stichschutz ausgestattet. Diese Westen 
werden mit einer Wechselhülle für die 
verdeckte Trageweise und mit einer 
taktischen Trägerweste für das Tragen 
über der Uniform, als Überziehschutz-
weste (ÜZSW), ausgeliefert. Des Weite-
ren werden in den Behörden und Ein-
richtungen und auch im Technischen 
Polizeiamt sogenannte Westenpools 
vorgehalten, um u. a. den PVB bei Be-
darf einen Tausch der Schutzweste zu 
ermöglichen. Zudem befanden sich auf 
jedem Funkstreifenwagen zwei ballis-
tische ÜZSW der SK1, die im Vergleich 
zu den UZSW zusätzlich über einen 
Hals- und Tiefschutz verfügen. 

Vor dem Hintergrund der Terroran-
schläge in Europa und mit Blick auf 
die nun herrschende konkrete Ge-
fährdungslage ist es erforderlich, den 
Schutz der Einsatzbeamten der Ein-
satzhundertschaften und Streifenein-
satzdienste zu erhöhen. Bei derarti-
gen Anschlägen wurden von den 
Terroristen u. a. Sturmgewehre des 
Typs Kalaschnikow eingesetzt, aus 
denen Munition mit Hartkernge-
schossen verschossen werden kann. 
Einen entsprechenden Schutz gegen 
Hartkerngeschosse bieten nur 
Schutzwesten der SK4.

Um allen Einsatzbeamten schnellst-
möglich einen wirksamen Schutz ge-
gen Hartkerngeschosse zu bieten, 
wurden in einem ersten Schritt die 
bereits vorhandenen ÜZSW mit neu-
en Hüllen und zusätzlichen Schutzpa-
keten der Schutzklasse SK4 aufgerüs-
tet. Mittelfristig ist beabsichtigt, 
ballistische Überwürfe als Ergänzung 
zu den vorhandenen persönlichen 
UZSW zu beschaffen. Diese Überwür-
fe können dann über der UZSW (SK1) 
getragen werden. Dadurch besitzt der 
Träger dann einen Schutz der Schutz-
klasse SK4, braucht die bereits getra-
gene UZSW nicht ablegen und profi-
tiert von einer Gewichtsreduzierung 
gegenüber der ÜZSW von ca. 8 kg.

Jens Hüttich


